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Vom 8. September 2009

Der Senator fur Umwelt, Bau, Verkehr und Europa als oberste Landesbehdrde erlasst auf
der Grundlage des 8 9 des Bremischen Gesetzes zur Sicherung der Zweckbestimmung
von Sozialwohnungen (Bremisches Wohnungsbindungsgesetz — BremWoBindG) vom 18.
November 2008 (Brem.GBI. S. 391) fur die erh6hte Tilgung der 6ffentlichen Baudarlehen
folgende Verwaltungsanordnung:

1. Ziel der Tilgungserhéhung
Durch die Anhebung der jahrlichen Tilgungsleistungen soll eine planmaflige Tilgung
der offentlichen Baudarlehen zeitgleich mit dem Ablauf der Bewilligung von
Aufwendungszuschissen 38 Jahre nach Bezugsfertigkeit erreicht werden. Soweit
nach dem 31. Dezember 2008 freie Ertrage bei vorrangigen Darlehen entstehen,
werden diese nicht mehr abgeschopft.
Die nachfolgend festgelegten pauschalen Tilgungssatze fuhren im Einzelfall zu einer
uber 38 Jahre hinausgehenden Tilgung. Unter Berlicksichtigung des
Gleichheitsgrundsatzes kann daher nach 38 Jahren ab dem 1. Januar 2010 die noch
bestehende Restschuld des 6ffentlichen Baudarlehens planméaRig in einer Summe
zuruckgezahlt werden.

N

Beginn/Festlegung der héheren Tilgungsleistung
Die Tilgung der offentlichen Baudarlehen wird ab dem 1. Januar 2010 bzw. ab dem
11. Jahr nach Bezugsfertigkeit wie folgt festgesetzt:

Bezugsfertigkeit Beginn der Tilgung
Tilgungserhdéhung p.a. auf den
Nominalbetrag
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ab 01.01.2000 jeweils ab 11. Jahr nach 12 Jahre mit 2 %
Bezugsfertigkeit 12 Jahre mit 4 %
danach mit 5 %
01.01.1995 — 01.01.2010 12 Jahre mit 2 %
31.12.1999 12 Jahre mit 4 %
danach mit 5 %
01.01.1990 — 01.01.2010 10 Jahre mit 2 %
31.12.1994 10 Jahre mit 4 %
danach mit 5 %
01.01.1985 — 01.01.2010 5 Jahre mit 2 %
31.12.1989 10 Jahre mit 4 %
danach mit 5 %
01.01.1980 — 01.01.2010 5 Jahre mit 4 %
31.12.1984 5 Jahre mit 5 %
danach mit 10 %
bis 31.12.1979 01.01.2010 5 Jahre mit 5 %
danach mit 10 %

Die nach dem 1. Januar 2010 festzusetzenden Tilgungserhéhungen beginnen jeweils
am 1.1. des folgenden Jahres.

In den Féllen, in denen vor dem 1. Januar 2010 bereits erhdhte Tilgungsleistungen
gefordert werden, bleiben diese der Hohe nach bestehen, solange sie die nach dieser
Verwaltungsanordnung neu festzulegende erhdhte Tilgung Uberschreiten. Sofern
durch Kooperationsvertrag eine abweichende Tilgung vereinbart wurde, wird diese
von den Regelungen dieser Verwaltungsanordnung nicht berihrt. Diese
Verwaltungsanordnung gilt fur Eigentumsobjekte nur dann, wenn sie ab dem 1.
Januar 1980 bezugsfertig waren.

Diese Verwaltungsanordnung findet bei eigengenutzten Eigentumsobjekten keine
Anwendung auf Familienzusatzdarlehen, die bis einschlief3lich 16. Juli 1985 bewilligt
wurden, sowie auf 6ffentliche Baudarlehen fiir die Dauer der Zahlung von
Aufwendungszuschuissen.

Hartefallregelung
Fur Darlehensnehmer von eigengenutzten Eigentumsobjekten, deren

Gesamteinkommen die Einkommensgrenzen des § 9 Absatz 2 des Gesetzes Uber die
soziale Wohnraumférderung (Wohnraumférderungsgesetz — WoFG) vom 13.
September 2001 (BGBI. | S. 2376) in der jeweils geltenden Fassung um nicht mehr
als 10 v.H. (Fallgruppe 1) Ubersteigt, kann die nach dieser Verwaltungsanordnung
festgesetzte hohere Tilgung auf Antrag fir die Dauer von zunéchst vier Jahren auf bis
zu 1 v.H. p.a. gesenkt werden, soweit eine monatliche Belastungsgrenze von 6,00 €/
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m? netto kalt ohne Berucksichtigung nachrangiger Finanzierungsmittel iberschritten
wird. Die Senkung wird auf das nachstniedrigere 1/8 Prozent abgerundet und gilt ab
dem Folgemonat der Antragstellung.

MalRgebend sind die Einkommensverhaltnisse des Monats, der der Antragstellung
vorausgeht.

Die Hohe des Gesamteinkommens und die Fallgruppe der Darlehensnehmer sind
von der zustandigen Wohnungsbehorde zu bescheinigen. Zustandig hierfur sind in
der Stadtgemeinde Bremen der Senator fir Umwelt, Bau, Verkehr und Europa und in
der Stadtgemeinde Bremerhaven der Magistrat.

Die Hartefallregelung findet keine Anwendung, wenn die vorrangigen
Finanzierungsmittel bereits getilgt sind.

Bezugsfertigkeit
Die Bezugsfertigkeit ergibt sich aus § 13 Absatz 4 Brem\WoBindG.

Verfahren

Die Bremer Aufbau-Bank GmbH als darlehensverwaltende Stelle setzt die héhere
Tilgung fest, fuhrt das Verfahren nach der unter Nummer 3 genannten
Hartefallregelung durch und teilt den Darlehensschuldnern die neuen Tilgungsbetrage
rechtzeitig vor der nachsten Falligkeit mit.

Aushahmen

Die Bremer Aufbau-Bank GmbH kann im Einvernehmen mit der obersten
Landesbehodrde im Einzelfall Ausnahmen von dieser Verwaltungsanordnung
zulassen.

Inkrafttreten
Diese Verwaltungsanordnung tritt am Tage nach ihrer Verdffentlichung in Kraft.
Bremen, den 8. September 2009

Der Senator fur Umwelt,
Bau, Verkehr und Europa

Seite 3von 3


https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-gesetz-zur-sicherung-der-zweckbestimmung-von-sozialwohnungen-bremisches-wohnungsbindungsgesetz-bremwobindg-vom-18-november-2008-158008?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-WoBindGBRpP13

	Verwaltungsanordnung über die erhöhte Tilgung der öffentlichen Baudarlehen (VeTöB)
	Vom 8. September 2009


